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Viel Schrecken und ein Hoffnungsschimmer 
AG Wahlbeobachtung zu den Landtagswahlen 2026 
In: express 10/2026 
 
Drei mit Spannung erwartete Wahlen in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern sowie 
Berlin schlossen das Wahljahr 2026 ab. Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz hatten als 
erste Stimmungstests nach der Bundestagswahl 2025 gezeigt, dass sich die AfD weiter auf 
hohem Niveau stabilisiert. In Sachsen-Anhalt kündigte sich an, dass die Rechtsextremen erst-
mals in die Nähe einer Regierungsübernahme kämen. Am Ende reichte es der AfD am 6. Sep-
tember zwar nicht zur absoluten Mehrheit, doch bleibt das Amt des Ministerpräsidenten in 
Reichweite. Der erste Test verlief am 6. Oktober für die AfD mit der Wahl des Landtagspräsi-
denten dank BSW und mehrerer, vermutlich zur Unionsfraktion gehörender Unterstützer er-
folgreich. Das Label »gesichert rechtsextrem« schreckt einen guten Teil der Wähler:innen und 
Mandatsträger:innen offenbar nicht ab. 

Die Wahlen am 20. September in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern sorgten dafür, 
dass immerhin ein Volldesaster vorerst abgewehrt wurde. Der Wahlerfolg der Linken in Ber-
lin eröffnete erstmals die Chance, eine rot-grün-rote Koalition unter linker Führung zu bilden. 
Ob es der Linken am Ende gelingt, ihre fatale Entscheidung, im Kabinett Wowereit II 2004 
dem Verkauf städtischen Wohnungseigentums zugestimmt zu haben, zu korrigieren, bleibt 
offen.  

Eine Partei, die eine relative Mehrheit im Abgeordnetenhaus stellt und zu deren Programm 
es gehört, den Volksentscheid zur Enteignung der Deutsche Wohnen umzusetzen, ließ große 
Teile des bürgerlichen Lagers jede Contenance verlieren. Der Druck auf Grüne und SPD auch 
aus ihren Bundesparteien, am Ende doch wieder mit der CDU zu koalieren, ist enorm. Die 
Sondierungen für eine Koalition werden entsprechend kritisch begleitet. Die Özdemirs und 
Klingbeils wünschen sich ein Scheitern der Verhandlungen. Eventuell, darin besteht die Iro-
nie, könnte das umstrittene Verbot von Vergesellschaftung, wie es Union und SPD im Bun-
destag betreiben, erstmal einen wichtigen Stolperstein einer zukünftigen rot-grün-roten Regie-
rung aus dem Weg räumen. Ein neuer Senat könnte sich zunächst auf leichter umsetzbare Tei-
le eines gemeinsamen Regierungsprogramms konzentrieren. Die mögliche Verfassungswid-
rigkeit des angekündigten Sozialisierungsverbots durch Bundesrecht wäre zunächst in einer 
auf viele Jahre andauernden gerichtlichen Auseinandersetzung zu klären, ebenso die Entschä-
digungshöhe im Falle einer Vergesellschaftung. 

In Mecklenburg-Vorpommern werden die Linken zusammen mit SPD und Grünen weiter 
an der Landesregierung beteiligt sein. Die Wahl hier stand im Schatten der Wahlkampagne 
von Manuela Schwesig, die den Wahlkampf als »Frau gegen Blau« ganz auf ihre Person und 
die Frage SPD oder AfD zuspitzte. Dass die SPD am Ende den Rückstand zur AfD deutlich 
verkleinern konnte, lag nicht zuletzt an Schwesigs demonstrativer Distanz zur Bundespartei 
und deren Sparpolitik. Größter Kollateralschaden war das historische Scheitern der CDU an 
der Fünf-Prozent-Hürde. 
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Deutschland im Rechtsdrall 
Dass die AfD bei der Berliner Abgeordnetenhauswahl ihr Ergebnis gegenüber der Bundes-
tagswahl 2025 »nur« um 1,2 Punkte auf 16,3 Prozent steigern konnte ist, ist nur deshalb eine 
Meldung, weil die Wahlergebnisse in Sachsen-Anhalt (ST) und Mecklenburg-Vorpommern 
(MV) mit 43,8 Prozent bzw. 38,2 Prozent AfD-Anteil zeigten, was mittlerweile für die Partei 
erreichbar ist. Die AfD hat sich dabei weiter inhaltlich und rhetorisch radikalisiert und insbe-
sondere in Sachsen-Anhalt auch ihre Performance modernisiert. 

Nicht alle Details in den Programmen der AfD mögen von den Wähler:innen gelesen sein. 
Die wesentlichen Punkte liegen aber offen und werden von den Wähler:innen gebilligt oder 
für gut befunden. Die Verwerfungen und Auseinandersetzungen um die Austeritätspolitik der 
Bundesregierung werden zwar in der AfD-Propaganda bewirtschaftet, die Partei nimmt dabei 
aber keine Verteidigungsposition für den Sozialstaat ein. In einer jüngeren Studie von Floris 
Biskamp zur neoliberalen Wirtschafts- und Sozialpolitik der AfD wird angemerkt: »Die AfD 
steht für eine Wirtschafts- und Sozialpolitik, die ihren eigenen Wähler:innen ökonomisch 
mehr schaden als nutzen würde. Die Analyse von Wähler:innendaten spitzt das Paradox zu: 
Die AfD-Wähler:innen wissen um die entsprechenden Positionen ihrer Partei und befürworten 
diese. Wenn andere Parteien diese Wähler:innen durch linke Sozialpolitik mobilisieren woll-
ten, müssten sie sie zunächst davon überzeugen, dass wohlfahrtsstaatliche Umverteilung und 
Sicherung überhaupt etwas Wünschenswertes sind, von dem die Wähler:innen selbst profitie-
ren würden.«1 

Die AfD etabliert Gerechtigkeitsvorstellungen, die auf den Vorrang von Deutschen in den 
Leistungssystemen abheben. Wer in die Sozialsysteme »einwandert« oder nicht als leistungs-
bereit und produktiv wahrgenommen wird, soll perspektivisch von allen Sozialleistungen aus-
geschlossen werden. Die Partei kann dabei an produktivistische Vorstellungen von Sozialmo-
ral anknüpfen, die auch außerhalb der AfD vertreten werden und bis in die sozialdemokrati-
sche Rhetorik der »hart Arbeitenden« reichen. Finanzminister Lars Klingbeil vertrat im ZDF-
Sommerinterview vom 17. August 2025 die Position, die SPD habe sich »zu stark auf das 
Bürgergeld konzentriert« – und dabei angeblich jene Menschen zu wenig berücksichtigt, »die 
morgens fleißig aufstehen.« Allein: die Abschaffung des erst vor wenigen Jahren von ihr 
selbst als Teil-Korrektur der Hartz-Gesetze eingeführten Bürgergelds half der Partei am Ende 
nicht. 

Rassismus ist konstituierend für die AfD und ihre Wählerschaft. In Mecklenburg-Vorpom-
mern waren laut Nachwahlbefragungen 88 Prozent der AfD-Wähler:innen besorgt, dass »mitt-
lerweile so viele fremde Menschen in Deutschland leben.« Auch eine gerade beschworene 
»antifaschistische« linkskeynesianische Wirtschaftspolitik, sollte sie überhaupt kommen, wür-
de diese Mentalität nicht unmittelbar verändern. Ohne das Einüben von Empathie durch eine 
demokratische Praxis, zu der auch der Respekt vor Minderheiten und Migrant:innen gehört, 
wird es nichts mit einer Rückholung von AfD-Unterstützer:innen an das demokratische Ufer.2 

Wir sind überzeugt, dass die Abschaffung der abschlagsfreien Rente nach 45 Beitragsjah-
ren oder ein schlechter Nahverkehr auf dem flachen Land die Wende nach rechts alleine nicht 
erklärt. Bemerkenswert ist in Berlin, dass dort, wo die AfD am besten abschnitt, wie in Mar-
zahn-Hellersdorf, das Armutsgefährdungsrisiko geringer ist als in Bezirken wie Neukölln oder 
Mitte.3 Eine Gesetzmäßigkeit, dass die AfD von (objektiv) schlechter sozialer Lage profitiert, 
gibt es nicht. Auch wer wenig Geld hat, muss nicht am rechten Rand das Kreuzchen machen. 
Die Abwertung anderer Menschen als Identitätsprothese hat eine eigene Attraktivität. Thesen 
wie die von Loren Balhorn im Jacobin vom 7. September 2026, dass es eine fehlende »Funda-
mentalopposition« von links sei, die die »weiterverbreitete Wut« zu einer rechtsextremen Par-
tei gelenkt habe, halten wir für naiv. Denn die rechtsextreme Wut wird nicht mal so eben nach 
                                                 
1 Biskamp, Floris (2026): Die wirtschafts- und sozialpolitische Positionierung der AfD. Datenauswertung für 

das ARD-Magazin Panorama, Working Paper #6, https://uni-tuebingen.de/  
2 Über die Ursachen von Autoritarismus, Rassismus, Härte und der sozialen Kälte gibt es eine lebhafte Dis-

kussion innerhalb der Linken. Auf diese Diskussionen können wir an dieser Stelle nicht weiter eingehen. 
Gerne verweisen wir hier auf den Beitrag von Jörn Boewe in dieser express-Ausgabe. 

3 Sozialbericht 2025 des Landes Berlin: Marzahn-Hellersdorf Indexwert 19,6; Mitte Indexwert 23,7. 

https://uni-tuebingen.de/
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links umzuleiten sein, wie die Parteivorsitzenden der Linken Schwerdtner und Pantisano rea-
listisch einschätzen: »Wir werden Jahre brauchen, wenn wir die rechte Deutungshoheit in vie-
len Regionen zurückdrängen wollen.« (nd vom 11. September 2026) 

Was zu denken gibt: Bei allen drei Wahlen ist die Wahlbeteiligung deutlich angestiegen. 
Bis auf Berlin, wo auch die Linkspartei einen nennenswerten Anteil der vormaligen Nicht-
wähler:innen gewinnen konnte, hat die gestiegene Wahlbeteiligung vor allem der AfD ge-
nutzt.4 

Das Parteiensystem ist ins Rutschen gekommen 
Die FDP scheint längerfristig zu verschwinden. Das BSW kann sich als Querfront-Partei 
eventuell regional halten, wird aber bundesweit, solange ihr eine Nachzählung nicht doch 
noch den Einzug in den Bundestag beschert, nur eine Nebenrolle spielen. Ihr Verhalten in 
Sachsen-Anhalt sollte endgültig gezeigt haben, wo die Partei steht. Die AfD hat sich vorerst 
etabliert und wird ohne ein Verbotsverfahren, für das es bisher keine Unterstützung der Re-
gierung gibt, auch nicht mehr verschwinden. 

Union und SPD sind nur noch im Ausnahmefall in der Lage, zusammen mehr als 50 Pro-
zent der Wähler:innen für sich zu gewinnen. Das alles gilt mit großen regionalen Unterschie-
den. Das knapp über der Schwelle liegende Ergebnis der SPD in BaWü und das Scheitern der 
CDU in MV demonstrieren, dass selbst ihre parlamentarische Existenz nicht mehr überall ga-
rantiert ist. In der Union schielen schon heute viele über die Brandmauer, die sie im EU-Parla-
ment ohnehin längst geschliffen haben. Die SPD bleibt ratlos. Der Rücktritt von Bärbel Bas 
verschärft ihre Krise. 

Die Grünen behaupten sich in der bürgerlichen Mitte, wenn auch im Osten nur mit Mühe 
und dank zahlreicher taktischer Stimmen als kultureller linksliberaler Gegenpol zur AfD-
Wende. Ihr Traum von der ökologisch-liberalen Volkspartei steht außerhalb von Baden-Würt-
temberg auf schwankendem Fundament. Sie sind vor allem auch Funktionspartei bereit, mit 
allen außer der AfD zu koalieren. Zugleich konkurrieren sie in den Großstädten mit der Lin-
ken. 

Die Linke sollte diese Konkurrenz zur Kenntnis nehmen. Anders als die oft beschworene 
Arbeiterklasse sind es großstädtisch akademisch geprägte Milieus, auf die sich die Zuwächse 
der Partei zurückführen lassen. In Berlin hat die Linke die Schmerzpunkte des städtischen Le-
bens, vor allem die Miet- und Wohnungsmisere getroffen. Hinter ihrem Erfolg steht die Hoff-
nung (auch der meisten Grünwähler:innen), dass Elif Eralp einen von den Linken geführten 
Reformsenat bilden kann.5 

Wahlen in Stadt und Land – Wahlverhalten der Geschlechter 
Mit 38,2 Prozent der Stimmen in Mecklenburg-Vorpommern und 44,3 Prozent in Sachsen-
Anhalt ist die AfD nicht nur die Partei mit den landesweit meisten Stimmen. Im ländlichen 
und kleinstädtischen Raum, wo ihre Wahlergebnisse noch deutlich besser sind, ist sie die do-
minierende und hegemoniale Kraft.  

Die Dominanz der AfD in der Fläche wird am Beispiel Sachsen-Anhalt deutlich: Bei 41 
Wahlkreisen bleibt die AfD nur in drei Wahlkreisen unter 30 Prozent. In 26 Wahlkreisen er-
zielt sie zwischen 40 und 50 Prozent und in sieben Wahlkreisen erzielt sie mehr als 50 Pro-
zent. Mecklenburg-Vorpommern hat sechs Landkreise: in vier Landkreisen erreicht sie mehr 
als 40 Prozent der Zweitstimmen und in zwei Landkreisen 37,8 Prozent oder 36,7 Prozent. 
Nur in den beiden kreisfreien Städten (Schwerin, Rostock) schneiden die Rechtsextremen un-
ter 30 Prozent ab: in Schwerin 29,7 Prozent und in Rostock 25,5 Prozent. Die Unterschiede 

                                                 
4 Sachsen-Anhalt: +170.000; MV: +66.000; Berlin: +61.000. 
5 Nur 17 Prozent der Grünen Wähler:innen möchten CDU-Evers als Regierenden Bürgermeister, aber 53 Pro-

zent Elif Eralp. Der zweitstärkste Zustrom von Wähler:innen der Linken kam von vormaligen Grünen-Wäh-
ler:innen (57.000). Von den Nichtwähler:innen konnte die Linke ca. 75.000 für sich mobilisieren. 
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zwischen Stadt und Land im Wahlverhalten werden beim Blick auf Berlin nochmals deutli-
cher.6 

In Berlin sieht alles ganz anders aus: Anders als in Sachsen-Anhalt, wo es keine Mehrheit 
gegen AfD und BSW gibt, und anders als in Schwerin, wo Mitte-Links mit 47,7 Prozent nur 
deswegen regieren kann, weil BSW und CDU (!) knapp unterhalb von fünf Prozent geblieben 
sind, befinden wir uns in Berlin (fast) in einer anderen politischen Welt, wo Mitte-Links mit 
einer in diesem Lager dominierenden Linkspartei mehr als 52 Prozent der Stimmen bekom-
men hat. Die CDU und SPD sind hier als Volksparteien deklassiert. 

In der inneren Stadt ist die AfD wahlpolitisch eine Randgröße. Dort dominieren Links-
partei und Grüne. Anders hingegen in den vormals ostdeutschen Peripheriebezirken: In 
Marzahn-Hellersdorf erreichen die Rechtsextremen 34,5 Prozent. In den vormals westdeut-
schen Randbezirken kann sich die CDU noch recht passabel behaupten, z.B. mit 29,6 Prozent 
in Steglitz-Zehlendorf. 

In der inneren Stadt – hier am Beispiel Friedrichshain-Kreuzberg – stimmen 74,4 Prozent 
der Wähler:innen für Mitte-Links. Führende Kraft ist dort die Linkspartei mit 44,2 Prozent, 
gefolgt von den Grünen mit 20,7 Prozent. Die Linkspartei erzielt selbst in den für sie schwie-
rigen (bürgerlichen) Regionen wie Steglitz-Zehlendorf immer noch 15,1 Prozent und in dem 
rechts wählenden Marzahn-Hellersdorf 20,2 Prozent.  

Die Linkspartei ist in denjenigen Stadtteilen und Bevölkerungsgruppen überragend stark, 
die gleichzeitig auch grüne Hochburgen sind. Bei den Akademiker:innen wählen 28 Prozent 
links und 20 Prozent grün. Bei jungen Frauen bis 29 Jahren wählen 54 Prozent links, bei den 
Frauen zwischen 30 und 55 sind es 35 Prozent und bei der Altersgruppe zwischen 45 und 59 
immer noch 20 Prozent. Grün wählen aus dieser Gruppe 19 Prozent. Bei den Wählerinnen bis 
29 gibt es nur noch 10 Prozent Grünwählerinnen, was für einen Verlust gegenüber der letzten 
Wahl von 18 Prozent steht. Bei der Wählerinnengruppe zwischen 30 und 44 sind die Verluste 
mit 9 Prozent schon deutlich geringer. Hier wählen 19 Prozent der Frauen grün. Bei 
Wähler:innen über 45 können die Grünen bei beiden Geschlechtern leichte Zugewinne verbu-
chen.7 

Bei der männlichen Wählerschaft ist die AfD in Sachsen-Anhalt mit 49 Prozent gesamt 
und mit 53 Prozent in der Wählergruppe zwischen 35 und 44 Jahren führend. Bei den Män-
nern zwischen 45 und 59 wählen sogar 56 Prozent rechtsextrem. Bei den Frauen in Sachsen-
Anhalt haben (nur) 39 Prozent AfD gewählt.  

In Mecklenburg-Vorpommern gibt es einen vergleichbaren Gender Vote Gap: 44 Prozent 
der männlichen Wählerschaft und mehr als 50 Prozent der männlichen Wähler zwischen 45 
und 59 Jahren wählen dort rechtsextrem. Frauen haben für den Schweriner Landtag (nur) mit 
33 Prozent Anteil für die AfD gestimmt. 

In Berlin wählen 34 Prozent der Frauen links, 16 Prozent grün und nur 14 Prozent der Ber-
linerinnen wählen AfD. 

Die linkere Perspektive der Frauen dürfte darauf beruhen, dass sie wissen und täglich erle-
ben, was es zu verlieren gibt, wenn Gesellschaften nach relativen Fortschritten nach rechts 
gewendet werden. Und sie wissen, dass noch viel zu klären ist: In Deutschland gibt es z.B. 
immer noch einen großen Gender Pay Gap und die Care-Arbeit ist lange noch nicht fair ver-
teilt. Den ausgeprägteren Rechtsdrall der Männer verstehen wir als einen Geschlechterrevan-
chismus, in dem Männer den tatsächlichen oder gefühlten Statusverlust bearbeiten. 

Wie wählen Lohnarbeitende? 
Mehr als 90 Prozent der Wählerschaft in der Bundesrepublik sind bzw. waren lohnabhängig 
oder gehören zu einem lohnabhängigen Haushalt. In den beiden ostdeutschen Flächenländern 
wählen aus der Angestelltenschaft 36 Prozent (MV, Arbeiter:innen dort 44 Prozent) und 40 
Prozent (ST, Arbeiter:innen dort 52 Prozent)) rechtsextrem. Bei Wähler:innnen mit sehr hoher 

                                                 
6 Einige Erklärungsversuche zu Stadt und Land geben wir im Textteil zum Wahlverhalten von Gewerkschaf-

ter:innen. 
7 An dieser Stelle müssen wir auf die Daten von infratest dimap zurückgreifen. 
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Qualifikation (Hochschul-Abschluss), die auch überwiegend zur Gruppe der Angestellten/Be-
amten gehören, sind es hingegen (nur) 20 Prozent in Mecklenburg-Vorpommern und 24 Pro-
zent in Sachsen-Anhalt, die rechts wählen. 

Der Anteil der Produktionsarbeiter:innen innerhalb der Lohnabhängigen liegt zwischen 
unter 12 Prozent (West) und 15 Prozent (Ost). Die Angestellten sind die dominierende Wäh-
ler:innengruppe bei den Lohnabhängigen. Das kann angesichts der Tertiarisierung der Volks-
wirtschaft nicht überraschen. 

Die sehr hohen Wahlergebnisse unter den »Arbeiter:innen« erscheinen spektakulär und 
werden von der AfD als Street Credibility vereinnahmt. Der Blick auf die »Angestellten« 
zeigt aber, dass das Problem der Landnahme der Rechtsextremen innerhalb der Lohnabhängi-
gen breiter zu diskutieren ist. Neben der Qualifikation (die nicht automatisch mit Einkom-
menshöhe, sozialer Sicherheit und Stabilität des Jobs korreliert), ist es das Geschlecht, das 
den Unterschied macht. Fast in allen Ländern ist eine schon länger anhaltende Tendenz zu 
beobachten, dass Frauen in den politischen Wahlen sich sehr viel deutlicher links oder mitte-
links orientieren als Männer, bei denen der Rechtsdrall sich verfestigt. Dazu kommt eine 
räumlich-soziokulturelle Dimension: In urbanen Räumen kann sich »Mitte-Links«8 mehr oder 
weniger behaupten. In Rostock wählen 60,7 Prozent Mitte-Links und (nur) 25,5 Prozent AfD. 
In Halle (Stadt) wählen 44,7 Prozent Mitte-Links, 13,9 Prozent CDU und (nur) 29,9 Prozent 
AfD. 

In Berlin ist der Rechtsdrall der unterschiedlichen Teile der Lohnabhängigen viel weniger 
ausgeprägt als in west- oder ostdeutschen Flächenländern. »Angestellte« wählen dort nur zu 
15 Prozent AfD (Arbeiter:innen ca. 29 Prozent). Die Linkspartei hat sich für diese Wahl, für 
diesen Augenblick fast schon als linke Volkspartei gefunden, was aus der Zusammensetzung 
ihrer Wähler:innenschaft hervorgeht: 27 Prozent der Angestellten und 25 Prozent (!) der Selb-
ständigen haben links gewählt. Bei den Arbeiter:innen (der kleinsten Gruppe der Lohnabhän-
gigen) waren es 25 Prozent, mehr haben SPD und CDU zusammen in diesen Wähler:innen-
gruppe auch nicht erzielt. Die AfD konnte 29 Prozent der Arbeiter:innen und nur 15 Prozent 
der Angestellten für sich gewinnen.  

Zum Schluss: ein Blick auf die Hauptstadt 
Die Linke in Berlin ist führende Partei im Mitte-Links-Spektrum, die Bildung eines Senats 
mit Elif Eralp als Regierende Bürgermeisterin steht auf der Tagesordnung. Natürlich kann es 
in Berlin nicht um Systemchange (den Aufbau des »Sozialismus in einer Stadt«) gehen, son-
dern um die Einleitung einer progressiven Reformpolitik in Deutschlands größter Metropole. 
Die parlamentarischen Mehrheiten dafür sind da und es gibt einen Vertrauensvorschuss der 
Stadtgesellschaft. Diese hoffnungsvolle Perspektive gerade für die (Berliner) Gewerkschaf-
ter:innen mobilisiert in sehr vielen Medien, in der CDU, mehrheitlich in der SPD und bei 
einigen Grünen eine sehr gehässige und hysterische Kampagne gegen die Linke, wo die 
absurdesten Hufeisentheorien über die Verfassungsfeindlichkeit oder den Antisemistismus in 
der Linken verbreitet werden. Äußerungen und Auftreten einzelner irrlichternder Mitglieder 
der Linkspartei werden überzeichnet und der Partei bzw. ihrer Spitzenkandidatin zugerechnet. 
Vor allem die Umsetzung des Volksentscheids zur Sozialisierung sehr großer Wohnungs-
bestände triggert Bürgertum und den größten Teil der Medienlandschaft. 

Bitter ist es, dass der Antisemitismusvorwurf ohne jedes Maß und ohne Prüfung über die 
Linkspartei ausgekippt wird. So wird die Urteilsfähigkeit beschädigt, wirklichen Antisemitis-
mus von rechts, in der Mitte und ja – auch den mit antiimperialistischer Grundierung – zu 
identifizieren und zu bekämpfen. Es ist schade, dass die Berliner Gewerkschaften am Spiel-
feldrand nur zuschauen und sich nicht in die Bresche für einen rot-grünen-roten Senat schla-
gen. 

Diese irre Kampagne überlagert die tatsächlichen Herausforderungen für ein rot-grün-rotes 
Reformprojekt. Dessen Handlungsräume sind durch rechtliche und fiskalische Restriktionen 
eingeschränkt. Die politische Kunst besteht darin, im Zusammenspiel von Linken in den Insti-
                                                 
8 Mitte-links steht hier für Linke, SPD und Grüne. 
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tutionen mit der Zivilgesellschaft die Grenzen zu weiten und durch kluge Priorisierungen 
bestmöglich zu nutzen. Eine professionelle öffentliche Verwaltung wird ein Schlüsselthema 
sein, gerade ärmere Haushalt sind auf gut funktionierende öffentliche Dienste angewiesen. 

In der sehr dynamisch gewachsenen Linkspartei gibt es bei vielen Mitgliedern und Parteig-
liederungen Vorbehalte gegen das Regierungsprojekt, die sich in maximalistischen Junktims-
forderungen Ausdruck verschaffen. Notwendige Klärungen dazu konnten noch nicht begin-
nen, weil alles von der hysterischen Kampagne gegen die Linke in Berlin überlagert wird. 

Die Vorarbeiten der Volksinitiative und auch der Linkspartei in Berlin zur Sozialisierung 
großer Wohnungsbestände sind sehr verdienstvoll für die Weiterentwicklung linker Wirt-
schaftspolitik in der Bundesrepublik. Sie haben deutlich gemacht, dass entgegen der konser-
vativen Lesart das Grundgesetz keine Wirtschaftsordnung mit Markt und Eigentum als Domi-
nante vorschreibt. Das Grundgesetz ist offen für einen demokratischen Sozialismus. »Aus 
dem Rechtsgrundsatz des sozialen Rechtsstaats gibt es keine Verpflichtung für eine gemein-
wirtschaftliche Ordnung. Aber der Schaffung einer gemeinwirtschaftlichen Ordnung stehen 
keine verfassungsrechtlichen Schranken entgegen.«9 

Neben administrativen Herausforderungen bei der Bewirtschaftung der sozialisierten Woh-
nungsbestände ist es vor allem die Frage der Entschädigungshöhe, die ein Stressfaktor werden 
wird. Es gibt verfassungssystematisch gute Gründe, davon auszugehen, dass im Falle des Art. 
15 GG nicht zum Marktwert entschädigt werden muss. Eine Marktwertentschädigung würde 
Mieter:innen und Landeshaushalt strangulieren. Die Entschädigungsfrage wird mit Sicherheit 
bei den Gerichten landen, genauso wie die Initiative von Bundes-SPD und CDU, die Soziali-
sierung in Berlin per Bundesgesetz zu torpedieren. Schnelle Ergebnisse kann es nicht geben 
und alles ist mit hohen Risiken verbunden. Daher sind Linke und Berliner Grüne (die hinter 
der Forderung nach Sozialisierung stehen) gut beraten, in der Wohnungsfrage und beim Mie-
ter:innenschutz nicht alles auf eine Karte zu setzen.  

Das IMK der Hans-Böckler-Stiftung hat passend zum Konflikt eine Machbarkeitsstudie 
zur Sozialisierung Berliner Wohnungsunternehmen veröffentlicht und einen grünen Haken 
zur Sinnhaftigkeit und Umsetzbarkeit gesetzt. Bei der Verwaltung der neuen Wohnungsbe-
stände rät das IMK aus Gründen der Praktikabilität zu den bestehenden Eigengesellschaften 
des Landes Berlin und nicht zu einer neuen Anstalt. Das ist doch mal eine konstruktive Kritik. 
 
Daten zu Wählerwanderungen werden nur von Infratest Dimap veröffentlicht. Die Daten zum 
Wahlverhalten der Alters- und Berufsgruppen, der Gewerkschaftsmitglieder und die zum 
Wahlverhalten der Geschlechter sind den Wahltagbefragungen der Forschungsgruppe Wah-
len entnommen. 
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Wie wählten Gewerkschafter:innen? 
AG Wahlbeobachtung 
In: express 10/2026 
 
Die folgenden Daten beruhen auf Wahltagbefragungen der Forschungsgruppe Wahlen 
(FGW), die seit vielen Jahren im Auftrag des DGB nach dem Wahlverhalten der Gewerk-
schaftsmitglieder fragt. Dabei wird zufällig ausgewählten Wähler:innen in repräsentativ aus-
gewählten Stimmbezirken nach ihrer Stimmabgabe ein Fragebogen ausgehändigt. Neben der 
soeben getätigten Wahl wird dabei nach einer Reihe sozialstatistischer Merkmale gefragt. 
Alle Ergebnisse sind dabei Selbstauskünfte. Näheres zur Methode der FGW siehe Kasten. Die 
Motive, warum sich Befragte als Arbeiter:in oder Angestellte einordnen, sind vermutlich auch 
regional sehr unterschiedlich und wären eine eigene Untersuchung wert. 

Der DGB taucht ab 
Während der DGB bei früheren Wahlen relativ ausführlich über das Wahlverhalten der Ge-
werkschaftsmitglieder berichtete, hat er parallel zum Erstarken der AfD zunächst den Umfang 
seiner Veröffentlichungen reduziert – und diese seit der Bundestagswahl 2025 ganz einge-
stellt. Zwar zirkuliert weiterhin eine detaillierte Auswertung der Wahltagbefragungen, die je-
doch nicht für eine breitere Gewerkschaftsöffentlichkeit vorgesehen ist. Dieses Abtauchen ist 
bezeichnend. So erspart sich der DGB jede Auseinandersetzung mit der offensichtlichen Wir-
kungslosigkeit seiner publizistischen Anti-AfD-Kampagnen und schmerzhafte Diskussionen 
über Mentalitäten in den Kernen seiner Mitgliedschaft. Die Ergebnisse der Wahltagbefragun-
gen demonstrieren seit Langem, dass der DGB seine Mitglieder nur noch sehr eingeschränkt 
erreicht. 

Die Umfrageergebnisse im Einzelnen 
Gewerkschaftsmitgliedschaft immunisiert nicht gegen rechtsextremes Wählen und diejenige 
Beschäftigtengruppe, die in den Gewerkschaften stärker repräsentiert ist, als es ihr Anteil an 
der Gesamtbeschäftigung ausmacht – männliche Industriearbeiter – hat den stärksten Rechts-
drall. Unter den Wähler:innen, die sich selbst als »Arbeiter« einstufen, hat die AfD erneut 
überdurchschnittlich gut abgeschnitten. (Siehe Tabellen) 

Die gewerkschaftlich organisierten Wähler:innen folgen im Groben der Haupttendenz des 
Wahlergebnisses. Bei den Wahlen 2026 in Baden-Württemberg wählten 28,9 Prozent grün1, 
in Rheinland-Pfalz 31,8 Prozent SPD, in Berlin 31,3 Prozent links, in Sachsen-Anhalt 44 Pro-
zent AfD,2 in Mecklenburg-Vorpommern wählten 38,9 Prozent SPD und 34,1 Prozent AfD. 

Der Gender Vote Gap findet sich auch bei den Gewerkschaftsmitgliedern wieder. Die Ge-
werkschaftsfrauen sind das Rückgrat einer stabilen Mitte-Links- oder Links-Mitte-Positionie-
rung. 

Sollte sich die Mitgliederstruktur in den kommenden Jahren stärker der Beschäftigungs-
struktur annähern (46,5 Prozent der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten waren im 
                                                 
1 Bei den Gewerkschaftsfrauen: 39 Prozent 
2 Bei den Gewerkschaftsfrauen: 33 Prozent 
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Juni 2015 Frauen, ihr Anteil unter den Mitgliedern lag hingegen bei ca. 33 bis 34 Prozent), 
bestünde die begründete Aussicht, dass auch der Anteil der Rechtsaußen Wählenden in den 
Gewerkschaften sinken würde. 

Nach wie vor gilt es, auf Argumentationsmuster und Rhetorik der Gewerkschaften zu ach-
ten. Auch Gewerkschaften sind Resonanzräume für autoritäre Rhetorik oder nationalistische 
Affekte zum Standort und zur deutschen Wettbewerbsfähigkeit.3  

Wie sehen die politischen Mehrheiten unter den Gewerkschaftsmitgliedern aus? Wo sind 
die Unterschiede zwischen Stadt und Land? 

In Berlin wählen fast 60 Prozent Mitte-Links und nur 17,8 Prozent AfD. In Mecklenburg-
Vorpommern liegt Mitte-Links durch den Schwesig-Effekt bei 54 Prozent, allerdings gibt es 
dort 34,1 Prozent AfD-Wähler:innen. In Sachsen-Anhalt wählen 30 Prozent Mitte-Links ge-
genüber 44 Prozent AfD-Unterstützer:innen. Selbst bei den Gewerkschaftsfrauen sind es nur 
34 Prozent, die links von der CDU wählen. 

Der Stadt-Land-Unterschied ist frappierend. Eine naturalistische Sicht auf die Menschen in 
der Provinz ist natürlich Unsinn, die Städter:innen sind nicht per se progressiver. Stadt ist al-
lerdings immer verbunden mit mehr Diversität, mehr Austausch-, Reibungs- und mehr Kom-
munikationsräumen.  

Kommunikationsräume und Gelegenheiten braucht es auch auf dem Land, eine kommunal-
politische Präsenz des DGB wäre da besonders nötig. Gerade in der Provinz geht es nicht nur 
um »Betriebsarbeit« der Gewerkschaften oder Unterstützung von Betriebsratsgründungen. Es 
geht hier auch um Stärkung der überbetrieblichen Gewerkschaftsarbeit. Es wäre wichtig, dass 
die Mitgliedsgewerkschaften und der DGB im ländlichen Raum Ressourcen bündeln für eine 
nicht nur symbolische Präsenz: kein Dorf ohne Kneipe und keine Kreisstadt ohne Gewerk-
schaftshaus. 

Wenn wir von den Verwerfungen bei den Wahlen sprechen und den Rechtsdrall bei Arbei-
ter:innen diskutieren, darf nicht unter den Tisch fallen, dass viele Arbeiter:innen mangels 
deutschem Pass nicht an politischen Wahlen teilnehmen können. Fast 25 Prozent der Einwoh-
ner:innen von Berlin sind von der politischen Repräsentation auf Landesebene ausgeschlos-
sen, lediglich EU-Bürger:innen durften bei den Bezirksverordneten-Wahlen teilnehmen. 

Auch Gewerkschaftsmitglieder in Berlin in den jeweiligen Berufsgruppen folgen im We-
sentlichen dem allgemeinen Trend, wobei sie in der Gruppe der »Arbeiter« unterdurchschnitt-
lich CDU, aber überdurchschnittlich AfD sowie auch Linke wählen. Bei den »Angestellten« 
fällt die deutliche Präferenz der Gewerkschaftsmitglieder für die Linke auf. 

Das führt zu der Frage, wo die entscheidenden Potentiale für die Linke liegen – die Indus-
triearbeiterschaft kann es schon wegen ihres übersichtlichen Anteils an der Gesamtbeschäfti-
gung nicht sein. 
 
Tabellen: siehe nächste Seite  

                                                 
3 Siehe auch AG Wahlbeobachtung im express 4/2026 
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Tabelle 1: Sachsen-Anhalt 2026:  
Zweitstimmenanteil Gewerkschaftsmitglieder in Prozent (in Klammern: alle Wähler:innen)  

 LINKE SPD Grüne CDU BSW AfD 

 11 (8,6) 10 (9,3) 9 (8,9) 14 (17,2) 6 (5,3) 44 (43,8) 

Frauen 13 (9) 10 (10) 11 (9) 17 (16) 8 (6) 33 (39) 

Männer 10 (8) 9 (8) 7 (9) 12 (18) 5 (4) 51 (49) 

16-29 Jahre 15 (16) 6 (9) 11 (13) 6 (5) 4 (5) 50 (44) 

45-59 Jahre 8 (6) 8 (7) 9 (9) 14 (15) 4 (6) 52 (51) 

60+ 11 (9) 15 (12) 6 (5) 20 (27) 9 (5) 32 (36) 

Erwerbstatus 

berufstätig 10 (8) 8 (8) 9 (10) 12 (19) 5 (5) 50 (50) 

Rentner 12 (9) 17 (13) 7 (5) 20 (29) 11 (6) 29 (32) 

Berufsgruppe 

»Arbeiter« 9 (8) 9 (7) 4 (5) 13 (17) 5 (4) 54 (52) 

»Angestellte« 13 (9) 11 (11) 12 (11) 13 (16) 7 (6) 36 (40) 

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen, Wahltagbefragungen 2026 
Lesebeispiel: 2026 gaben 44 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder an, für die AfD gestimmt zu haben  
(lt. Wahlergebnis erzielte die AfD 43,8 Prozent der Stimmen). 
 
Tabelle 2: Mecklenburg-Vorpommern 2026:  
Zweitstimmenanteil Gewerkschaftsmitglieder in Prozent (in Klammern: alle Wähler:innen) 

 LINKE SPD Grüne CDU BSW AfD 

 8 (6,5) 39 (35,6) 7 (5,7) 4 (4,9) 5 (4,8) 34 (38,2) 

Frauen 9 (8) 43 (39) 7 (6) 3 (4) 5 (6) 26 (33) 

Männer 7 (6) 37 (31) 7 (6) 4 (5) 4 (4) 39 (44) 

16-29 Jahre 18 (19) 22 (22) 3 (16) 6 (8) 7 (5) 43 (27) 

45-59 Jahre 4 (4) 39 (31) 8 (8) 8 (6) 4 (5) 38 (45) 

60+ 7 (4) 52 (46) 3 (6) 3 (3) 5 (5) 27 (32) 

berufstätig 7 (6) 34 (30) 9 (3) 4 (4) 5 (5) 38 (43) 

Rentner 7 (4) 57 (48) 2 (3) 4 (7) 4 (5) 23 (30) 

Berufsgruppe 

»Arbeiter« 7 (6) 41 (35) 4 (3) 3 (4) 5 (4) 39 (44) 

»Angestellte« 10 (7) 39 (36) 8 (7) 2 (4) 4 (5) 33 (36) 

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen, Wahltagbefragungen 2026 
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Tabelle 3: Berlin, Wahl zum Abgeordnetenhaus 2026:  
Zweitstimmenanteil Gewerkschaftsmitglieder in Prozent (in Klammern: alle Wähler:innen ) 

 LINKE SPD Grüne CDU BSW AfD 

 31 
(25,7) 

14 (12,1) 14 (14,3) 13 (18,8) 5 (4,7) 18 (16,3) 

Frauen 34 (28) 43 (13) 16 (15) 11 (17) 5 (5) 15 (14) 

Männer 30 (24) 37 (11) 13 (14) 14 (20) 4 (5) 20 (18) 

16-29 Jahre 50 (47) 9 (8) 10 (11) 6 (8) 8 (6) 13 (27) 

45-59 Jahre 23 (18) 10 (12) 15 (18) 10 (21) 5 (4) 33 (45) 

60+ 17 (13) 21 (17) 12 (11) 21 (30) 5 (5) 17 (32) 

Erwerbstatus 

berufstätig 32 (26) 12 (11) 15 (17) 11 (16) 4 (5) 20 (16) 

Rentner 20 (14) 23 (18) 11 (10) 22 (30) 6 (4) 14 (20) 

Berufsgruppe 

»Arbeiter« 27 (25) 11 (11) 6 (6) 11 (14) 7 (6) 30 (29) 

»Angestellte« 34 (27) 15 (13) 15 (16) 11 (17) 4 (5) 16 (15) 

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen, Wahltagbefragung 2026 
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